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Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 2. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1966 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 



1966 

gabemittein sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



05 02 
apl. 971 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


*) 100 000 — 


Einmalige Zuwendung an das Deutsche Rote Kreuz zum 
Ankauf eines Grundstücks für einen internationalen Kinder- 
garten in Bonn 


Die im Raume Bonn vorhandenen Kindergärten sind durch- 
weg so stark belegt, daß die Unterbringung eines Kindes erst 
nach längeren Wartezeiten möglich ist. Dieser Umstand be- 
deutet für die aus dem Ausland zurückkehrenden Bedien- 
steten angesichts der ohnehin bestehenden Erschwernisse der 
Übersiedlung — namentlich durch die schwierige Wohnraum- 
beschaffung — eine nicht mehr tragbare Belastung, der aus 
Gründen der Personalfürsorge unverzüglich abgeholfen wer- 
den muß. Deshalb soll in Bonn ein Kindergarten eingerichtet 
werden, der deutschen und ausländischen Kindern ohne 
Wartezeit offensteht, womit auch den Familien der in Bonn 
tätigen ausländischen Diplomaten, die vor ähnlichen Pro- 
blemen stehen, eine fühlbare Hilfe zuteil wird. 

Für die Errichtung und den Betrieb des Kindergartens sind 
Eigenmittel, insbesondere aus einem Spendenaufkommen, 
von über 130 000 DM aufgebracht worden. Auf den Bund 
entfällt unter diesen Umständen nur eine einmalige Ausgabe 
von 100 000 DM für den Grundstückserwerb in Form einer 
Zuwendung gemäß § 64 a RHO an das Deutsche Rote Kreuz. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 20. Sitzung am 27. April 1966 von der außerplanmäßi- 
gen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 302. 


Einzelplan 06 — Bundesministerium des Innern — 


06 02 
605 


15 000 000,— 


348 846,13 


Zuschuß an die Evangelische Kirche und die Katholische 
Kirche sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich- 
rechtliche Körperschaften waren, für die Versorgung der 
heimatvertriebenen und sonstigen verdrängten versorgungs- 
berechtigten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestell- 
ten sowie ihrer Hinterbliebenen 


2 


Der Mehrbedarf beruht auf der Angleichung der von den 
Kirchen gewährten Versorgungsbezüge an die versorgungs- 
rechtlichen Bestimmungen des Bundes für die unter das 
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217 


06 19 
317 


noch Einzelplan 06 — Bundesministerium des Innern — 

G 131 fallenden Versorgungsempfänger, insbesondere durch 
das Vierte Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften vom 31. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1024). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da der Bund zu ihrer 
Leistung vertraglich verpflichtet ist. Sie war unvorherge- 
sehen, weil mit der Entwicklung, die zu dem Mehrbedarf 
führte, bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1966 nicht 
gerechnet werden konnte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


35 000,— 


20 000 ,— 


60 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß mehr Woh- 
nungen für die Bediensteten des Bundesamtes für zivilen Be- 
völkerungsschutz zugewiesen werden konnten als bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans angenommen worden war. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Umzugskosten 
auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen gezahlt werden müs- 
sen. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 325. 


15 000,— 


Schadenersatzleistungen an Dritte für Schäden 
düng und Einsatz sowie bei Sprengversuchen 
bungen 


bei Ausbil- 
und Erpro- 


Bei den zu erbringenden Zahlungen handelt es sich um Er- 
satzleistungen aus Schäden, die Dritten bei der Ausbildung 
und beim Einsatz des THW zugefügt werden. Außerdem sind 
Haftpflichtschäden aus Anlaß von Sprengversuchen und Er-, 
probungen zu begleichen. Die Zahlungen beruhen auf recht- 
licher Verpflichtung. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Ansatz bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans nur geschätzt werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 311. 


08 01 
850 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


34 800,— 


1 1 200 ,— 


Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist durch die Beschaffung eines verwal- 
tungseigenen Kraftfahrzeugs (PKW Mercedes 200) als Ersatz 
für den durch einen Unfall schwer beschädigten und auszu- 
sondernden Dienstkraftwagen (PKW Opel Kapitän) entstan- 
den. Sie konnte bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1966 nicht vorhergesehen werden und war zur Aufrechterhal- 
tung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 
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*) 160 000,— 


Begründung 


apl. 736 
(15) 


Beseitigung der Schmutz- und Oberflächenabwässer und Er- 
neuerung der Amtsplatzbefestigung beim ZA Aachen-Köpf- 
chen, I. Teilbaumaßnahme — Schmutzwasserableitung durch 
Ansdilufi an das Kanalnetz der Stadt Aachen 


Die Beseitigung der Schmutz- und Oherflächenabwässer und 
die Erneuerung der Amtsplatzbefestigung beim Zollamt 
Aachen-Köpfchen sollten im Zuge des für 1967 vorgesehenen 
Ausbaues der Bundesstraße 57 durchgeführt werden. Mit dem 
Ausbau der B 57 im Bereich des ZA Aachen-Köpfchen wird 
jedoch schon im September 1966 begonnen. Gleichzeitig muß 
die geplante Schmutzwasserableitung verlegt und an das 
Kanalnetz der Stadt Aachen angeschlossen werden, da die 
spätere Verlegung erhebliche Mehrkosten verursachen 
würde. 


Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 735 (17). 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
apl. 630 


*) 919 150,— 


Zuschüsse zur Durchführung von Schulmilchspeisungen 


Im Bundeshaushaltsplan 1966 sind Mittel für Schulmilch- 
speisungen nicht mehr ausgebracht worden. Da einige Län- 
der mit den die Schulmilchspeisungen durchführenden Ge- 
meinden nachträglich abgerechnet haben, sind für die letzten 
Monate des Jahres 1965 auf der Grundlage der Bewilligungs- 
bedingungen des Bundes für 1965 noch Nachzahlungen auf 
die Bundeszuschüsse 1965 zu leisten, für die eine rechtliche 
Verpflichtung besteht. Die Ausgabe war bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1966 nicht vorherzusehen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 621. 


10 10 
720 


89 900,— 


45 000,— 


Erweiterung der Tiefbrunnenanlage einschließlich Erneue- 
rung der Feldleitung in Berlin-Dahlem (Restbetrag) 


Im Kostenvoranschlag gemäß § 14 RHO waren die Gesamt- 
kosten der Baumaßnahme mit 248 000 DM ausgewiesen. Nach 
dem endgültigen Ausschreibungsergebnis haben sich die 
Kosten jedoch um 45 000 DM erhöht. Die Erhöhung beruht 
im wesentlichen auf Preissteigerungen. Dadurch ist eine 
Mehrausgabe in gleicher Höhe über den im Rechnungsjahr 
1966 veranschlagten Restbetrag von 89 900 DM hinaus erfor- 
derlich geworden. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar und bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1966 nicht vorherzusehen. Gemäß § 2 
(1) des Haushaltsgesetzes 1966 wurde bestimmt, daß § 30 (3) 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 10 10 Tit. 715. 
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Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


1113 — i *) 795 997,96 Leistungen des Bundes an die Landesversicherungsanstalt für 

I das Saarland nach § 8 Abs. 1 des Fünften überleitungsgeset- 

apl. 954 2 es vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 335) 

I Die Landesversicherungsanstalt für das Saarland hat nach 

§ 1389 RVO in der Fassung des Gesetzes Nr. 951 vom 
1 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779) für die Rech- 

' nungsjahre 1958 und 1959 noch einen Anspruch auf Staats- 

zuschüsse in Höhe von 795 997,96 DM, den der Bund nach 
dem Gesetz zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) vom 30. Juni 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 335) erfüllen muß. 

I 

Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes hat der Bund die ab 
1. Januar 1960 auf den Bund übergangenen Leistungen auch 
I für die Zeit vor dem 1. Januar 1960 zu tragen, soweit sie vom 

j Saarland vor dem Stichtag nicht mehr geleistet worden sind. 

I Die Ausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und ist 

' deshalb unabweisbar. Da die Erstattungsverhandlungen mit 

j der Bundesbahn-Versicherungsanstalt bei der Aufstellung 

I des Bundeshaushaltsplans noch nicht abgeschlossen waren, 

: konnte der Betrag im Bundeshaushaltsplan 1966 nicht veran- 

: schlagt werden. 

i Der Ausgabe steht eine Einnahme in gleicher Höhe bei 

I Kap. 11 13 Tit. apl. 96 gegenüber. Dabei handelt es sich um 

einen Betrag, den die damalige Eisenbahn-Versicherungsan- 
I stalt in Saarbrücken zuviel erhalten hat und der von der 

i Bundesbahn-Versicherungsanstalt als Rechtsnachfolgerin der 

: j Eisenbahn-Versicherungsanstalt dem Bund erstattet wird. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
201 


12 17 
572 


36 000,— 


40 000, — Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Ausstat- 
tungsgegenstände in den Diensträumen 

c) Ergänzung 

Im Rechnungsjahr 1966 mußten zusätzliche Diensträume in 
der Gudenaugasse 9 und für das bisherige Dienstgebäude 
Kapuzinerstraße 1 Ersatzräume in der Niebuhrstraße 6 bis 8 
angemietet werden. Die neu angemieteten Dienstgebäude 
mußten mit Beleuchtungskörpern und Gardinen ausgestattet 
werden. 

Der Mehrbedarf war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1966 nicht vorauszusehen; er war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 

I 

11 133 348,38 | Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft Köln, Abgeltung von 
I Eingangsabgaben 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
[Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
i (Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
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mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für diese 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen 
daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Nach den in der Zeit von Dezember 1965 bis Mai 1966 von 
den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche Luft- 
hansa AG zu entrichten: 

Zoll 746 827,75 DM 

Umsatzausgleichsteuer 10 386 520,63 DM 

Zusammen 11 133 348,38 DM. 

Nachdem die Beträge der Deutschen Lufthansa AG bis 30. Juni 
1966 gestundet worden waren, sind sie ihr als Zuschuß zur 
Verfügung gestellt worden. 

Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
St. 2 und St. 10 gegenüber. 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 


15 02 
961 


15 02 
963 


258 000,— 


72 294,86 ' Zuschuß für den Neubau des Deutschen Gesundheitsmuseums, 
I Zentralinstitut für Gesundheitserziehung e. V. 

Der beabsichtigte Neubau des Deutschen Gesundheitsmuseums 
in Köln hat sich nicht verwirklichen lassen. Es sind aber 
Planungskosten entstanden, die noch nicht voll abgewickelt 
waren. Eine eingehende Prüfung hat ergeben, daß auf Grund 
des s. Z. abgeschlossenen Architektenvertrages eine Rechts- 
verpflichtung zur Zahlung der restlichen Planungskosten in 
Höhe von 72 294,86 DM besteht. 

Die Mehrausgabe war deshalb unabweisbar. Sie war unvor- 
hergesehen, weil zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1966 die Höhe der 
Restforderung noch nicht bekannt war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 15. 


44 000,— 


Zuschuß zu den Kosten des VII. Internationalen Ernährungs- 
wissenschaftlichen Kongresses 1966 in der Bundesrepublik 
(VII. lUNS-Kongreß) — 3. und letzter Teilbetrag — 


Für den Ernährungs wissenschaftlichen Kongreß 1966 ist ein 
Bundeszuschuß von insgesamt 558 000 DM vorgesehen. 
Hiervon sind 


im Rechnungsjahr 1964 
und 1965 

veranschlagt worden. 
Der Restbetrag von 


100 000 DM 
200 000 DM 

258 000 DM 


6 


i ist im Rechnungsjahr 1966 veranschlagt. Durch Verzögerun- 
j gen in den Vorbereitungen des Kongresses sowie durch ge- 
! setzliche Kürzungen der Haushaltsansätze konnten die be- 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — - 

willigten Mittel in den Vorjahren nicht in vollem Umfange 
in Anspruch genommen werden. Die erwarteten Kosten haben 
sich entsprechend auf das Rechnungsjahr 1966 verlagert. 
Diese Entwicklung, aus der sich die Notwendigkeit einer 
üpl. Haushaltsausgabe ergeben hat, konnte nicht vorherge- 
sehen werden. Die Ausgabe war zur Sicherstellung der Ge- 
samtfinanzierung des Kongresses unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 15. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau — 

*} 20 920, — Überweisung des Aufkommens aus der Kohlenabgabe an die 
j Treuhandstellen 

I Nach den §§ 2 und 12 des Gesetzes zur Förderung des Berg- 
arbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau i. d. F. vom 4. Mai 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 518) sind die durch die Kohlen- 
abgabe aufkommenden Mittel zur Förderung des Wohnungs- 
bedarfs der Arbeitnehmer im Kohlenbergbau zu verwenden 
und den Bundestreuhandstellen zur Verfügung zu stellen. Die 
Kohlenabgabe ist gemäß § 25 des o. a. Gesetzes bis zum 
31. Dezember 1959 erhoben worden. In der Zeit von Februar 

1964 bis Dezember 1965 ging noch ein Kohlenabgabebetrag 
von insgesamt 20 929,43 DM bei den Zollkassen ein, zu des- 
sen Verausgabung der Bundesminister für Wohnungswesen 
und Städtebau vom Bundesminister der Finanzen bis zur 
Höhe von 20 920 DM im April 1966 ermächtigt wurde. Im 
Einzelplan 25 bestand für die Verausgabung dieser Mittel 
bis zum Rechnungsjahr 1959 der Tit. 510 im Kap. 25 03. Da im 
Einzelplan 25 des laufenden Rechnungsjahres ein entspre- 
chender Ausgabetitel nicht mehr ausgebracht ist, war die 
Ausgabe außerplanmäßig in Höhe des abgerundeten Betrages 
von 20 920 DM bei Kap. 25 02 Tit. apl. 510 zu leisten. 

Zur Verausgabung der auf Grund der o. a. Bestimmungen für 
den Bergarbeiterwohnungsbau zweckgebundenen Mittel be- 
steht eine Rechtsverpflichtung. 

Der Ausgabe stehen in gleicher Höhe zweckgebundene Ein- 
nahmen aus der Kohlenabgabe der Rechnungsjahre 1964 und 

1965 gegenüber. 


25 02 
apl. 510 


36 04 
320 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


20 600,— 


Beschaffung und Unterhaltung von Ausrüstungsgegenständen 
für Einsatzkräfte des Betriebsselbstschutzes in Lagern des 
Luftschutzhilfsdienstes und der Arzneimittelbevorratung 


Bei Abschluß des Rechnungsjahres 1965 sind rechtliche Ver- 
pflichtungen aus nicht abgewickelten Beschaffungsaufträgen 
in Höhe von 20 600 DM verblieben, die im laufenden Rech- 
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noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

nungsjahr eingelöst werden müssen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil Verzögerun- 
gen in der Auslieferung bei der Einleitung der Beschaffungen 
nicht erkennbar waren. Sie war unabweisbar, weil rechtliche 
Verpflichtungen zu erfüllen waren. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 315. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
200 


600 000,— 


60 02 
396 


30 000 000,— 


650 000,— 


Kosten der Drucklegung des Bundeshaushaltsplans und der 
Bundeshaushaltsrechnung einschließlich des sonstigen Mate- 
rials 

Durch die Bundestagswahl 1965 konnte der Haushaltsentwurf 
1966 (1. Druckphase) dem Bundeskabinett erst Ende des 
Jahres 1965 vorgelegt werden. Die Druckkosten fielen des- 
halb erst im Rechnungsjahr 1966 an. Da außerdem der Haus- 
haltsentwurf 1967 im Herbst 1966 vorzulegen ist, müssen 
auch die Druckkosten für diese Maßnahme noch im Rech- 
nungsjahr 1966 geleistet werden. 

Hinzu kommen Preiserhöhungen durch Kostensteigerungen 
I und Lohnerhöhungen im graphischen Gewerbe. 


Bei Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1966 waren weder 
das Ausmaß der für 1966 zu erwartenden Druckkosten für 
die Haushaltspläne 1966 und 1967 noch die allgemeinen 
Kostensteigerungen vorauszusehen. 

Nach dem Grundgesetz besteht eine Verpflichtung zur Her- 
stellung und Vorlage des Bundeshaushaltsplans. Die Mehr- 
ausgabe war somit unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 


10 000 000 ,— 


Prägekosten, Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 
Bekämpfung der Falschmünzerei 

Die Mehrausgabe beruht auf dem Ankauf von Feinsilber für 
die Prägung von 5 DM Umlaufmünzen und Gedenkmünzen. 
Der im Regierungsentwurf des Bundeshaushaltsplans für 1966 
vorgesehene Ansatz von 40 Mio DM ist bei den Beratungen 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages um 10 Mio 
DM gekürzt worden in der Annahme, daß die Einnahmen 
bei Kap. 60 02 Tit. 68 das Einnahmesoll von 165 Mio DM 
übersteigen werden. Mehreinnahmen hätten It. Haushalts- 
vermerk bis zu 10 Mio DM für Mehrausgaben bei Kap. 60 02 
Tit. 396 verwendet werden können. Die Erwartungen haben 
sich jedoch nicht bestätigt. Schon jetzt ist zu übersehen, daß 
die Münzeinnahmen erheblich unter dem Ansatz von 165 Mio 
I DM bleiben werden. Demzufolge ist zur Deckung des Aus- 
I gabebedarfs eine überplanmäßige Haushaltsausgabe unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 311. 
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